
P R O T O K O L L 
 
ZUR ÄNDERUNG DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER SCHWEIZERISCHEN 
EIDGENOSSENSCHAFT UND DEN VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA ZUR 
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIET DER STEUERN VOM 
EINKOMMEN, UNTERZEICHNET AM 2. OKTOBER 1996 IN WASHINGTON 
 
 
Die Schweizerische Eidgenossenschaft 
 
und 
 
die Vereinigten Staaten von Amerika 
 
 
vom Wunsch geleitet, ein Protokoll zur Änderung des am 2. Oktober 1996 in Washington 
unterzeichneten Abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und den 
Vereinigten Staaten von Amerika zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen abzuschliessen (im Folgenden als “das Abkommen” 
bezeichnet), 
 
haben Folgendes vereinbart: 
 
 
Artikel 1 
 
Artikel 10 Absatz 3 des Abkommens wird aufgehoben und durch folgende Bestimmung 
ersetzt: 
 
„3. Ungeachtet des Absatzes 2 dürfen Dividenden in dem Vertragsstaat, in dem die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nicht besteuert werden, wenn der 
nutzungsberechtigte Empfänger der Dividenden eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Pensionseinrichtung oder ähnliche Vorsorgeeinrichtung oder ein individueller 
Vorsorgesparplan ist, der im anderen Vertragsstaat errichtet worden und im Besitz einer in 
diesem anderen Vertragsstaat ansässigen Person ist, und die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten anerkennen, dass die Pensionseinrichtung oder ähnliche Einrichtung oder 
der individuelle Vorsorgesparplan eines Vertragsstaats grundsätzlich einer im anderen 
Vertragsstaat steuerlich anerkannten Pensionseinrichtung oder ähnlichen Einrichtung oder 
einem individuellen Vorsorgesparplan entspricht. Dieser Absatz ist nicht anwendbar, wenn 
die Pensionseinrichtung oder ähnliche Einrichtung oder der individuelle Vorsorgesparplan die 
die Dividenden zahlende Gesellschaft beherrscht.“ 
 
 
Artikel 2 
 
Artikel 25 Absatz 6 des Abkommens wird aufgehoben und durch folgende Absätze ersetzt: 
 



„6. Wenn die zuständigen Behörden im Rahmen eines Verständigungsverfahrens nach 
diesem Artikel ungeachtet ihrer Bemühungen nicht in der Lage sind, eine vollständige 
Einigung zu erzielen, wird der Fall durch ein Schiedsverfahren entschieden, das nach den 
Bestimmungen von Absatz 7 und sonstigen zwischen den Vertragsstaaten vereinbarten 
Vorschriften oder Verfahrensregeln durchgeführt wird, sofern: 
 
a) in mindestens einem Vertragsstaat eine Steuererklärung bezüglich der Steuerjahre im 

streitigen Fall, eingereicht wurde; 
 
b) die zuständigen Behörden nicht vor dem Tag, an dem das Schiedsverfahren ansonsten 

begonnen hätte, sich einig sind, dass der Fall einen Einzelfall darstellt, der sich nicht für 
einen Schiedsentschluss eignet; und 

 
c) alle betroffenen Personen den Bestimmungen von Absatz 7 Buchstabe d zugestimmt 

haben. 
 

Ein ungelöster Fall darf hingegen nicht einem Schiedsverfahren zugeleitet werden, wenn in 
diesem Fall bereits eine Entscheidung durch ein Gericht oder ein Verwaltungsgericht eines 
der beiden Staaten ergangen ist. 
 
7. Zum Zwecke von Absatz 6 und dieses Absatzes sind folgende Bestimmungen und 
Definitionen anzuwenden: 
 
a) Der Ausdruck „betroffene Person“ bedeutet diejenige Person, die den Fall der 

zuständigen Behörde zur Beurteilung nach diesem Artikel unterbreitet hat sowie 
gegebenenfalls jede andere Person, deren Steuerpflicht in einem der beiden 
Vertragsstaaten unmittelbar durch die sich auf Grund dieser Beurteilung ergebende 
Verständigungslösung berührt wird; 

 
b) Der Ausdruck „Anfangszeitpunkt“ eines Falles ist der früheste Zeitpunkt, an dem beide 

zuständigen Behörden die zur materiellen Beurteilung eines Verständigungsverfahrens 
nötigen Informationen erhalten haben; 

 
c) Ein Schiedsverfahren für einen Fall beginnt 

i)  entweder zwei Jahre nach dem Anfangszeitpunkt des Falles, sofern sich die 
zuständigen Behörden nicht im vorhinein auf ein anderes Datum geeinigt haben,  

ii)  oder sobald die beiden zuständigen Behörden die in Buchstabe d geforderte 
Zustimmung erhalten haben, 

je nach dem, welcher dieser beiden Zeitpunkte später eintritt.  
 
d) Die betroffenen Personen und ihre bevollmächtigten Vertreter müssen vor Beginn des 

Schiedsverfahrens einwilligen, dass sie, mit Ausnahme des Schiedsspruchs, keine 
Informationen, die sie im Laufe des Schiedsverfahrens von einem der beiden 
Vertragsstaaten oder vom Schiedsgericht erhalten haben, Drittpersonen zur Kenntnis 
bringen werden; 

 



e) Sofern der Entscheid des Schiedsgerichts nicht von einer betroffenen Person 
abgelehnt wird, bildet dieser eine Verständigungslösung nach diesem Artikel, der beide 
Vertragsstaaten nur in Bezug auf diesen Fall bindet; und 

 
f) Zum Zwecke eines Schiedsverfahrens unter Absatz 6 und dieses Absatzes sind die 

Mitglieder des Schiedsgerichts und deren Mitarbeiter als beteiligte „Personen oder 
Behörden“ anzusehen, denen Informationen gemäss Artikel 26 des Abkommens 
zugänglich gemacht werden dürfen. 

 
 
Artikel 3 
 
Artikel 26 (Informationsaustausch) des Abkommens wird aufgehoben und durch folgende 
Bestimmungen ersetzt: 
 
„Artikel 26 Informationsaustausch 
 
1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 
innerstaatlichen Rechts betreffend die unter das Abkommen fallenden Steuern erheblich sein 
können, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen 
widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. 
 
2. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso 
geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften 
Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschliesslich der Gerichte und 
der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Anwendung, 
Veranlagung oder der Erhebung, mit der Vollstreckung oder der Strafverfolgung oder mit der 
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der Steuern im Sinne von Absatz 1 oder mit der 
Aufsicht über diese Funktionen befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet 
der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen Informationen für 
andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht beider Staaten für 
solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die zuständige Behörde des ersuchten 
Staates dieser anderen Verwendung zustimmt. 
 
3. Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 
Vertragsstaat:  
 
a) Verwaltungsmassnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaates abweichen;  
 
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaates nicht beschafft werden 
können;  

 



c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts-, Industrie-, Gewerbe- oder 
Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung 
dem Ordre public widerspräche. 

 
4. Ersucht ein Vertragsstaat gemäss diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 
andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der 
erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine 
eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene 
Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so 
auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb 
ablehnen kann, weil er sie für innerstaatliche Zwecke nicht benötigt. 
 
5. Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als erlaube er einem Vertragsstaat, die 
Erteilung von Informationen nur deshalb abzulehnen, weil sich die Informationen im Besitz 
einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten, Beauftragten oder 
Treuhänder befinden oder weil sie sich auf Beteiligungen an einer Person beziehen. 
Ungeachtet des Absatzes 3 oder entgegenstehender Bestimmungen des innerstaatlichen 
Rechts verfügen die Steuerbehörden des ersuchten Vertragsstaates, sofern dies für die 
Erfüllung der Verpflichtungen unter diesem Absatz erforderlich ist, über die Befugnis, die 
Offenlegung der in diesem Absatz genannten Informationen durchzusetzen.“ 
 
 
Artikel 4 
 
Ziffer 10 des Protokolls zum Abkommen wird aufgehoben und durch folgende neue Ziffer 10 
ersetzt: 
 
„10. Zu Artikel 26 (Informationsaustausch) 
 
a) Es besteht Einvernehmen darüber, dass die zuständige Behörde eines Vertragsstaates 

bei der Stellung eines Amtshilfeersuchens nach Artikel 26 des Abkommens der 
zuständigen Behörde des ersuchten Staates die nachstehenden Angaben zu liefern 
hat: 

i) hinreichende Angaben zur Identifikation der in eine Überprüfung oder 
Untersuchung einbezogenen Person (typischerweise der Name und, soweit 
bekannt die Adresse, Kontonummer oder ähnliche identifizierende Informationen); 

ii) die Zeitperiode, für welche die Informationen verlangt werden; 

iii) eine Beschreibung der verlangten Informationen sowie Angaben hinsichtlich der 
Art und Form, in der der ersuchende Staat diese Informationen vom ersuchten 
Staat zu erhalten wünscht; 

iv) den Steuerzweck, für den die Informationen verlangt werden; und 

v) den Namen und, soweit bekannt, die Adresse des mutmasslichen Inhabers der 
verlangten Informationen. 

 



b) Der Zweck der Verweisung auf Informationen, die erheblich sein können, besteht darin, 
einen möglichst weit gehenden Informationsaustausch in Steuerbelangen zu 
gewährleisten, ohne den Vertragsstaaten zu erlauben „fishing expeditions“ zu betreiben 
oder Informationen anzufordern, deren Erheblichkeit hinsichtlich der Steuerbelange 
einer steuerpflichtigen Person unwahrscheinlich ist. Während Ziffer 10 a) wichtige 
verfahrenstechnische Anforderungen enthält, die „fishing expeditions“ vermeiden 
sollen, sind die Unterabsätze i) bis v) so auszulegen, dass sie einen wirksamen 
Informationsaustausch nicht behindern. 

 
c) Auf ausdrückliches Ersuchen der zuständigen Behörde eines Vertragsstaates wird die 

zuständige Behörde des anderen Vertragsstaates die unter Artikel 26 des Abkommens 
verlangten Informationen durch Übermittlung beglaubigter Kopien von unveränderten 
Originalunterlagen (einschliesslich Geschäftsbüchern, Dokumenten, Berichten, 
Aufzeichnungen, Abschlüssen und Schriftstücken) erteilen. 

 
d) Obwohl Artikel 26 des Abkommens die für den Informationsaustausch möglichen 

Verfahrensweisen nicht einschränkt, sind die Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, 
Informationen auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. Die 
Vertragsstaaten erwarten voneinander, sich gegenseitig die zur Durchführung des 
Abkommens nötigen Informationen zu liefern. 

 
e) Es besteht Einvernehmen darüber, dass im Falle des Austauschs von Informationen 

unter Artikel 26 des Abkommens, die im ersuchten Staat geltenden Bestimmungen des 
Verwaltungsverfahrensrechts über die Rechte der Steuerpflichtigen (wie zum Beispiel 
das Recht auf Benachrichtigung oder das Recht auf Beschwerde) vorbehalten bleiben, 
bevor die Informationen an den ersuchenden Staat übermittelt werden. Es besteht im 
Weiteren Einvernehmen darüber, dass diese Bestimmungen dazu dienen, dem 
Steuerpflichtigen ein ordnungsgemässes Verfahren zu gewähren und nicht bezwecken, 
den wirksamen Informationsaustausch zu verhindern oder übermässig zu verzögern.“ 

 
 
Artikel 5 
 
1. Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation nach den in jedem Vertragsstaat geltenden 
Verfahrensvorschriften; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 
 
2. Dieses Protokoll tritt mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und seine 
Bestimmungen finden Anwendung: 
 
a) hinsichtlich der an der Quelle erhobenen Steuer für Beträge, die am oder nach dem 1. 

Januar des auf das Inkrafttreten des Protokolls folgenden Jahres gezahlt oder 
gutgeschrieben werden; 

 
b) in Bezug auf die Artikel 3 und 4 dieses Protokolls auf Ersuchen, die am oder nach dem 

Datum des Inkrafttretens gestellt werden 



i)  für die in Artikel 26 Absatz 5 des Abkommens beschriebene Informationen auf 
Informationen, die sich auf einen Zeitraum beziehen, der mit der Unterzeichnung 
des Protokolls beginnt, und 

ii)  in allen anderen Fällen auf Informationen zu Steuerperioden, die am oder nach 
dem 1. Januar des auf die Unterzeichnung dieses Protokolls folgenden Jahres 
beginnen. 

 
c) in Bezug auf Artikel 25 Absatz 6 und 7 des Abkommens 

i)  auf bei der zuständigen Behörde im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Protokolls 
hängige Verfahren, und 

ii) auf Verfahren, die nach diesem Zeitpunkt eingeleitet werden. 
 
Der Anfangszeitpunkt für die in Unterabsatz i) beschriebenen Fälle ist das Datum des 
Inkrafttretens dieses Protokolls. 
 
 
Geschehen zu Washington, am 23. September 2009, im Doppel in deutscher und englischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleicherweise verbindlich ist. 
 
 
Für die  Für die 
Schweizerische Eidgenossenschaft: Vereinigten Staaten von Amerika: 
 
 
 
 


